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 Tipps und Hinweise 
1. ... für alle Steuerzahler 

Gesetzgebung  

Onlineverkäufe ab 2023 werden  
dem Fiskus gemeldet 

Betreiber von Verkaufsplattformen im Internet 
sind seit diesem Jahr verpflichtet, die Geschäfts-
aktivitäten ihrer Nutzer an das Bundeszentralamt 
für Steuern zu melden, das die Daten dann an die 
Finanzämter weiterleitet. Diese Meldepflicht geht 
auf das Plattformen-Steuertransparenzgesetz 
zurück, mit dem Deutschland eine entsprechende 
EU-Richtlinie umsetzt. Die erste Übermittlung für 
den Meldezeitraum 2023 ist im Januar 2024 
durchzuführen. 

Plattformen wie eBay, momox, Airbnb oder Etsy 
müssen demnach die Dienstleistungs- und Veräu-
ßerungsgeschäfte sowohl von professionellen 
Verkäufern als auch von Privatpersonen melden. 
Hierbei gilt jedoch eine Bagatellgrenze von 
30 Verkäufen pro Plattform und Jahr mit Einnah-
men von insgesamt unter 2.000 €. Wer in diesem 
geringfügigen Rahmen auf Onlineplattformen tä-
tig ist, wird also nicht gemeldet. 

Hinweis: Ob Verkaufsaktivitäten auf Online-
plattformen in die Steuerpflicht führen, hängt 
vom Einzelfall ab und sollte mit dem steuerli-
chen Berater besprochen werden. Wer seinen 
Keller oder Dachboden entrümpelt und den 
vorgefundenen Hausrat im Internet verkauft, 
muss in der Regel keine steuerlichen Konse-
quenzen befürchten, denn als Privatverkäufer 
ohne Gewinnerzielungsabsicht entfaltet seine 
Tätigkeit keine steuerliche Relevanz. Werden 
die Internetverkäufe aber immer weiter ausge-
baut, kann die Schwelle von einem (regelmä-
ßig steuerfreien) Privatverkauf zu einem (steu-
erpflichtigen) gewerblichen Handel über-
schritten werden. 

Wer als Onlinehändler die Merkmale der Ge-
werblichkeit erfüllt, sollte frühzeitig mit offenen 
Karten spielen und seine Umsätze und Gewinne 
gegenüber dem Fiskus angeben. Da die Finanzbe-
hörden jetzt über die Geschäftsaktivitäten infor-
miert werden, lassen sich Verkäufe im großen Stil 
nicht mehr verheimlichen. Werden gewerbliche 
Händler im Nachhinein enttarnt, drohen ihnen er-
hebliche Steuernachzahlungen und Zinsforderun-
gen sowie ein Strafverfahren wegen Steuerhinter-
ziehung. 

Hinweis: Wer bisher als gewerblicher Online-
händler im Verborgenen agiert hat, sollte zeit-
nah das Einlegen einer strafbefreienden 
Selbstanzeige mit Nacherklärung der Ein-
künfte mit uns besprechen. 

Grundsatzurteil  

Gewinne aus dem Verkauf von Kryptowäh-
rungen sind steuerpflichtig 

Manche Spekulanten haben mit Kryptowährun-
gen wie Bitcoin oder Ethereum erhebliche Kurs-
gewinne eingefahren. Ein solcher Fall hat jetzt 
den Bundesfinanzhof (BFH) beschäftigt: Der Klä-
ger hatte verschiedene Kryptowährungen (unter 
anderem Bitcoins, Ethereum und Monero) privat 
erworben, getauscht und wieder veräußert. Im 
Jahr 2017 hatte er daraus einen Gewinn in Höhe 
von insgesamt 3,4 Mio. € erzielt, den das Finanz-
amt der Einkommensteuer unterwarf. 

Der BFH hat die Steuerpflicht bestätigt: Veräuße-
rungsgewinne, die ein Spekulant innerhalb eines 
Jahres aus dem Verkauf oder dem Tausch von 
Kryptowährungen erzielt, müssen als privates 
Veräußerungsgeschäft versteuert werden. Nach 
Ansicht des BFH stellen virtuelle Währungen 
(Currency oder Payment Token) ein „anderes 
Wirtschaftsgut“ im Sinne der Regelungen zu pri-
vaten Veräußerungsgeschäften dar. Der Begriff 
des Wirtschaftsguts ist weit zu fassen. Er beinhal-
tet neben Sachen und Rechten auch tatsächliche 
Zustände sowie konkrete Möglichkeiten und Vor-
teile, deren Erlangung sich ein Steuerzahler etwas 
kosten lässt und die nach der Verkehrsauffassung 
einer gesonderten selbständigen  Bewertung zu-
gänglich sind. Laut BFH erfüllen virtuelle Wäh-
rungen diese Voraussetzungen. 
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Bitcoin, Ethereum und Monero sind wirtschaftlich be-
trachtet als Zahlungsmittel anzusehen. Sie werden auf 
Handelsplattformen und Börsen gehandelt, haben einen 
Kurswert und können für direkt zwischen Beteiligten 
abzuwickelnde Zahlungsvorgänge verwendet werden. 
Technische Details virtueller Währungen sind für die Ei-
genschaft als Wirtschaftsgut nicht von Bedeutung. Er-
folgen Anschaffung und Veräußerung oder Tausch der 
Token innerhalb eines Jahres, unterliegen daraus erzielte 
Gewinne oder Verluste daher im Ergebnis der Besteue-
rung. 

Hinweis: Die realisierten Wertzuwächse sind dem-
nach genau wie beim Verkauf von Goldbarren, Old-
timern oder Kunstwerken als „sonstige Einkünfte“ 
zu versteuern. Unerheblich ist, ob der Gewinn durch 
einen Verkauf von Coins, das Bezahlen beim On-
lineshopping oder den Umtausch in eine andere 
Kryptowährung erzielt wird. Da sich der Gewinn aus 
dem Veräußerungspreis abzüglich der Anschaf-
fungskosten und der Veräußerungskosten errechnet, 
sollten Anleger Anschaffungs- und Veräußerungs-
vorgänge unbedingt dokumentieren (z.B. in einem 
Transaktionstagebuch). 

Bausparvertrag  

Bonuszinsen sind bei Auszahlung auf einen 
Schlag zu versteuern 

Bausparer erhalten häufig Bonuszinsen, wenn sie ihr 
Bauspardarlehen nach Zuteilungsreife nicht in Anspruch 
nehmen. Der Bausparvertrag wird in diesem Fall rück-
wirkend höher verzinst und der angesammelte Bonus 
auf einmal ausgezahlt. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 
sich kürzlich mit der Frage befasst, wann Bonuszinsen 
einem Sparer zufließen.  

Der Kläger hatte 1995 einen Bausparvertrag abgeschlos-
sen. Das Bausparguthaben war mit 2,25 % pro Jahr ver-
zinst worden. Laut Vertrag erhöhte sich der Zinssatz bei 
Verzicht auf das Bauspardarlehen nach Zuteilungsreife 
auf 4,75 % pro Jahr (Bonuszinsen). Der Kläger besparte 
seinen Vertrag in den Folgejahren fleißig und verzich-
tete später auf das Darlehen. Die Bausparkasse zahlte im 
Jahr 2013 ein Guthaben von 58.203 € aus und überwies 
infolge des Verzichts zudem Bonuszinsen von 24.714 €. 

Der Sparer hatte in seinen Steuererklärungen für die An-
sparphase die Bonuszinsen erklärt, die rechnerisch auf 
die jeweiligen Jahre entfielen. Das Finanzamt hatte nicht 
weiter nachgehakt und erklärungsgemäß veranlagt. Auf-
grund eines niedrigen zu versteuernden Einkommens 
betrug die Einkommensteuer aber stets 0 €. Der Sparer 
erklärte für 2013 ebenfalls nur die Bonuszinsen, die 
rechnerisch auf das Jahr entfielen. Das Finanzamt ak-
zeptierte auch diese Angaben zunächst und erließ einen 
Nullsteuerbescheid. Später wurde es aber durch eine 
Kontrollmitteilung auf die ausgezahlten Bonuszinsen 
von 24.714 € aufmerksam. Gegen die nachträgliche 
Besteuerung der gesamten Bonuszinsen im Jahr 2013 
zog der Sparer vor den BFH. Er vertrat die Ansicht, dass 
ihm die Bonuszinsen bereits mit dem jährlichen Aus-
weis der Zinsen im „Bonuskonto“ der Bausparkasse zu-
geflossen seien. 

Der BFH ist jedoch zu einem anderen Ergebnis gekom-
men. Der Anspruch auf die Zinsen war erst nach Zutei-
lungsreife und Verzicht auf das Bauspardarlehen ent-
standen. Über die Bonuszinsen, die erst bei Auszahlung 
des Bausparguthabens fällig wurden, konnte nur in Ver-
bindung mit dem Bausparguthaben verfügt werden. 
Diese Umstände sprachen dafür, dass der steuerliche 
Zufluss der gesamten Zinsen erst im Jahr 2013 erfolgt 
war, so dass eine Besteuerung in diesem Jahr rechtmä-
ßig war. Vor 2013 konnte der Sparer wirtschaftlich noch 
nicht über die Zinsen verfügen. 

Ergänzungsabgabe  

Solidaritätszuschlag als  
verfassungsgemäß eingestuft 

Seit 1991 müssen Steuerzahler den Solidaritätszuschlag 
zahlen. Eingeführt wurde die ursprünglich befristete Er-
gänzungsabgabe zur Einkommen- und Körperschafts-
teuer unter anderem, um die Kosten der deutschen Ein-
heit zu finanzieren. 

In einem vielbeachteten Urteil hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) entschieden, dass die Erhebung des Solidaritäts-
zuschlags in den Jahren 2020 und 2021 noch verfas-
sungsgemäß war. Geklagt hatten Eheleute, die sich unter 
anderem auf das Auslaufen der Aufbauhilfen für die 
neuen Bundesländer im Jahr 2019 berufen hatten. Sie 
waren der Ansicht, dass der Solidaritätszuschlag als Er-
gänzungsabgabe nur zur Abdeckung von Bedarfsspitzen 
erhoben werden durfte und sein Ausnahmecharakter 
eine dauerhafte Erhebung verbietet. Zudem sahen sie 
sich in ihren Grundrechten verletzt, da der Solidaritäts-
zuschlag seit dem Jahr 2021 als verkappte „Reichens-
teuer“ wirke. 

Hinweis: Seit 2021 betrifft der Solidaritätszuschlag 
nur noch Besserverdienende und ist für 90 % der 
Lohn- und Einkommensteuerzahler entfallen. Denn 
der Zuschlag wird erst erhoben, wenn die Einkom-
mensteuer pro Jahr bei mehr als 16.956 € (Ledige) 
bzw. 33.912 € (Paare bei Zusammenveranlagung) 
liegt. Für das Steuerjahr 2022 bedeutet dies, dass der 
Solidaritätszuschlag erst ab einem zu versteuernden 
Einkommen von 62.603 € (Ledige) bzw. 125.206 € 
(Zusammenveranlagte) anfällt. 

Der BFH hat die Bedenken der Kläger nicht geteilt und 
davon abgesehen, das Bundesverfassungsgericht anzu-
rufen. Eine Ergänzungsabgabe wie der Solidaritätszu-
schlag muss nicht von vornherein befristet werden. Die 
Rechtfertigung als Ergänzungsabgabe bestand laut BFH 
zum Jahresende 2019 fort. In den Jahren 2020 und 2021 
war ebenfalls ein wiedervereinigungsbedingter Fi-
nanzbedarf des Bundes gegeben, unter anderem im Be-
reich der Rentenversicherung und des Arbeitsmarkts. 
Mit dem Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszu-
schlags wurde deutlich, dass der Gesetzgeber den Zu-
schlag nicht unbegrenzt erheben will, sondern nur für 
eine Übergangszeit.  
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Der BFH sah auch keinen Verstoß gegen den allgemei-
nen Gleichheitsgrundsatz; der Zuschnitt des Solidari-
tätszuschlags auf Besserverdiener ab 2021 sei legitim. 
Die Steuer- und Abgabenlast darf (und soll) an die Leis-
tungsfähigkeit des Steuerzahlers anknüpfen und soziale 
Gesichtspunkte berücksichtigen. Damit ist eine Be-
schränkung auf hohe Einkünfte gerechtfertigt. 

Niedrigzinsphase  

Säumniszuschläge von 12 % pro Jahr sind  
rechtens 

Auf Druck des Bundesverfassungsgerichts hat der Ge-
setzgeber den Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstat-
tungszinsen mittlerweile von 6 % auf 1,8 % pro Jahr ge-
senkt. Bereits im Jahr 2021 hatte das Gericht in einem 
Beschluss darauf hingewiesen, dass die Zinshöhe von 
6 % pro Jahr nicht mehr mit dem anhaltend niedrigen 
Zinsniveau auf dem Kapitalmarkt vereinbar ist. Der 
Bundesfinanzhof (BFH) hat nun entschieden, dass ge-
gen die Höhe von Säumniszuschlägen keine solchen 
verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen. 

Hinweis: Säumniszuschläge werden bei nicht recht-
zeitiger Zahlung fälliger Steuern oder einer zurück-
zuzahlenden Steuervergütung erhoben. Für jeden an-
gefangenen Monat der Säumnis berechnet das Fi-
nanzamt einen Zuschlag von 1 % des rückständigen 
Steuerbetrags, so dass über ein Jahr gesehen ein Zu-
schlag von 12 % des Rückstands auflaufen kann. 

Laut BFH lassen sich die verfassungsrechtlichen Beden-
ken gegen die Höhe von Erstattungs- und Nachzah-
lungszinsen nicht auf Säumniszuschläge übertragen. 
Während die Zinsen einen Ausgleich für die Kapitalnut-
zung darstellen, sollen Säumniszuschläge in erster Linie 
ein Druckmittel sein, um fällige Steuerzahlungen 
durchzusetzen. 

Der BFH ist der Ansicht, dass die Höhe der Säumniszu-
schläge auch in einer Niedrigzinsphase nicht anzupassen 
ist. Die Höhe von 12 % pro Jahr basiert auf der Überle-
gung, dass dem Steuerzahler nicht ermöglicht werden 
soll, sich durch das Hinausschieben fälliger Steuerzah-
lungen selbst ein „zinsgünstiges Darlehen“ einzuräu-
men. Die Zuschläge sollten daher höher sein als ein Kre-
dit auf dem Geldmarkt. Somit ist ein Vergleich mit den 
Zinssätzen für Kontoüberziehungen zu ziehen, deren 
Höhe nicht in unangemessenem Umfang von der Höhe 
der Säumniszuschläge abweicht. 

Türkei/Syrien  

Unterstützungsleistungen an  
Erdbebenopfer leicht absetzbar 

Für Privatpersonen und Unternehmen, die die Opfer der 
Erdbebenkatastrophe in der Türkei und in Syrien unter-
stützen, gelten gelockerte Voraussetzungen für den 
Spendenabzug. Das Bundesfinanzministerium hat Re-
gelungen für vom 06.02. bis zum 31.12.2023 erbrachte 
Unterstützungsleistungen getroffen. Für Spenden auf 
Sonderkonten, Arbeitslohn- und Sachspenden, die Un-
terstützung betroffener Arbeitnehmer, Spenden- und 
Hilfsaktionen steuerbegünstigter Körperschaften sowie 

Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen gelten steuer-
liche Erleichterungen. 

Hinweis: Wir informieren Sie gerne ausführlich 
über diese steuerlichen Maßnahmen. 

Gesetzeslücke  

Wann inländische Grundstücke steuerfrei  
vererbt werden können 

Wenn ausländische Erben in Deutschland belegenen 
Grundbesitz von ausländischen Erblassern erwerben, 
fällt auf diesen Vorgang deutsche Erbschaftsteuer an. 
Diese beschränkte Steuerpflicht besteht nach einem Ur-
teil des Bundesfinanzhofs (BFH) aber nicht, wenn die 
Inlandsimmobilie durch ein ausländisches Vermächt-
nis zugewendet wird. Diese Gesetzeslücke zeigt sich, 
wenn weder der Erblasser noch der Begünstigte Deut-
sche sind und beide im Ausland leben. 

Im Urteilsfall hatte eine im Jahr 2013 verstorbene Erb-
lasserin bis zu ihrem Tod in der Schweiz gewohnt. Sie 
hatte ihrer in den USA lebenden Nichte ein Vermächtnis 
über eine Immobilie in München zugewandt. Dieses 
Vermächtnis wurde im Jahr 2014 erfüllt und die Nichte 
als Eigentümerin des Grundstücks im Grundbuch einge-
tragen. Das deutsche Finanzamt setzte Erbschaftsteuer 
fest, wogegen die Nichte klagte. 

Der BFH hat den Steuerzugriff abgelehnt. Ausländische 
Erben oder Vermächtnisnehmer sind - anders als deut-
sche Staatsangehörige und Personen mit Wohnsitz oder 
dauerhaftem Aufenthalt in Deutschland - nur in be-
schränktem Umfang steuerpflichtig. Sie zahlen Erb-
schaftsteuer ausschließlich für den Eigentumserwerb an 
bestimmten gesetzlich definierten Vermögenswerten. 
Darunter fallen grundsätzlich auch inländische Immobi-
lien. Werden sie jedoch im Testament des Erblassers 
durch ein Vermächtnis mit solchen Immobilien bedacht, 
bleibt dies ausnahmsweise steuerfrei. Diese Gesetzeslü-
cke besteht, da bei einem Vermächtnis nicht die Immo-
bilie selbst, sondern nur ein Anspruch auf Übertra-
gung des Eigentums an dieser Immobilie erworben 
wird. Die Eigentumsumschreibung muss in diesem Fall 
noch separat im Anschluss erfolgen und bedarf der no-
tariellen Beurkundung. 

Hinweis: Seit 2015 ist bei Erbfällen im EU-Ausland 
mit dem Inkrafttreten der EU-Erbrechtsverordnung 
Vorsicht geboten. Ein Vermächtnis entfaltet nun in 
bestimmten EU-Ländern (z.B. Polen) direkte Wir-
kung. Auch die durch Vermächtnis begünstigte Per-
son erbt direkt das Eigentum an dem inländischen 
Grundvermögen; ein steuerfreier Erwerb inländi-
scher Immobilien ist dann nicht möglich. 
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2. ... für Unternehmer 

Betriebsvergleich  

Amtliche Richtsätze kommen auf den Prüfstand 

Bei Betriebsprüfungen nehmen die Finanzämter häufig 
Hinzuschätzungen vor, wenn sie die korrekten Besteue-
rungsgrundlagen nicht ermitteln können. Eine zulässige 
Schätzungsmethode ist der äußere Betriebsvergleich, 
bei dem die Ergebnisse anderer gleichartiger Betriebe 
herangezogen werden. Um die erklärten Umsätze und 
Gewinne des geprüften Betriebs mit „Normalbetrieben“ 
zu vergleichen, greift das Finanzamt dann auf amtliche 
Richtsätze zurück, die sich bei Prüfungen anderer 
gleichartiger Betriebe ergeben haben. 

Ob diese amtlichen Richtsatzsammlungen eine tragfä-
hige Grundlage für Hinzuschätzungen bilden können, 
wird nun erstmals vom Bundesfinanzhof (BFH) über-
prüft. Geklagt hatte ein Diskothekenbetreiber, dessen 
Getränkeumsätze das Finanzamt im Zuge einer Außen-
prüfung mit einem der Richtsatzsammlung entnomme-
nen Rohgewinnaufschlagsatz von 300 % hochgerechnet 
hatte. Der Betreiber zog gegen diese Hinzuschätzung 
vor den BFH. Die amtlichen Richtsätze seien eine statis-
tisch untaugliche Stichprobe, weil nur 6 ‰ der Betriebe 
als Prüfungsfälle überhaupt in die Datensammlung ein-
flössen. 

Der BFH hat das Bundesfinanzministerium aufgefor-
dert, dem Verfahren beizutreten. Ein anhand der amtli-
chen Richtsatzsammlung angestellter äußerer Betriebs-
vergleich sei zwar eine anerkannte Schätzungsmethode. 
Bisher sei aber noch nicht höchstrichterlich betrachtet 
worden, nach welchen Grundlagen und Parametern 
die Richtsätze überhaupt zustande gekommen seien. 

Hinweis: Die Finanzverwaltung muss nun also für 
Transparenz sorgen und darlegen, wie die Richtsätze 
aufgestellt werden. 

Pensionszusage  

Keine Rückstellungsbildung bei  
uneingeschränktem Vorbehalt 

Enthält eine Pensionszusage einen Vorbehalt, nach dem 
die Pensionsanwartschaft oder -leistung gemindert oder 
entzogen werden kann, darf eine Pensionsrückstellung 
nur in Ausnahmefällen gebildet werden. Dies geht aus 
einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor. 

Im Streitfall hatte ein Arbeitgeber eine betriebliche Al-
tersversorgung für seine Mitarbeiter eingeführt und für 
die hieraus resultierenden Verpflichtungen Pensions-
rückstellungen gebildet. Einzelheiten hierzu waren in ei-
ner Betriebsvereinbarung geregelt. Die Höhe der Ver-
sorgungsleistungen ergab sich aus Versorgungsbaustei-
nen, die aus einer „Transformationstabelle“ abzuleiten 
waren. Der Arbeitgeber hatte sich vorbehalten, diese 
Transformationstabelle einseitig ersetzen zu können. 
Wegen dieses Vorbehalts erkannte das Finanzamt die 
Pensionsrückstellungen nicht an, so dass es in den jewei-
ligen Jahren zu Gewinnerhöhungen kam. 

Auch der BFH war der Ansicht, dass die Rückstellungen 
aufgrund des umfassenden Vorbehalts nicht gebildet 

werden durften. Die Bildung einer Pensionsrückstellung 
ist nur zulässig, wenn der Vorbehalt ausdrücklich auf 
eine nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung aner-
kannte, eng begrenzte Fallkonstellation bezogen ist, die 
nur ausnahmsweise eine Minderung oder einen Entzug 
der Pensionsanwartschaft oder -leistung gestattet. Dage-
gen seien uneingeschränkte Widerrufsvorbehalte, deren 
arbeitsrechtliche Gültigkeit oder Reichweite zweifel-
haft oder ungeklärt sei, steuerrechtlich nicht zulässig. 
Hier lag ein solcher uneingeschränkter Widerrufsvorbe-
halt vor, der eine Änderung der Pensionszusage in das 
Belieben des Arbeitgebers gestellt hatte. Damit war der 
Vorbehalt keiner in der arbeitsgerichtlichen Rechtspre-
chung anerkannten Fallgruppe zuzuordnen. 

Hinzurechnung  

Übernommene Wartungskosten  
des Leasingnehmers schlagen zu Buche 

Wie hoch die Gewerbesteuer ausfällt, richtet sich nach 
dem Gewerbeertrag. Dieser errechnet sich aus dem steu-
erlichen Gewinn aus Gewerbebetrieb abzüglich be-
stimmter gewerbesteuerlicher Kürzungen und zuzüglich 
bestimmter gewerbesteuerlicher Hinzurechnungen. Pro-
zentual hinzuzurechnen sind - unter bestimmten Voraus-
setzungen - Miet- und Pachtzinsen einschließlich Lea-
singraten, die ein Unternehmen für die Nutzung beweg-
licher Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (z.B. 
Fahrzeuge) zahlt, wobei diese im Eigentum eines ande-
ren stehen. 

Hinweis: Diese Hinzurechnungsregelung soll dafür 
sorgen, dass die Nutzer fremder Wirtschaftsgüter mit 
selbstnutzenden Eigentümern vergleichbarer Wirt-
schaftsgüter gleichgestellt sind. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat untersucht, ob auch 
übernommene Wartungskosten des Leasingnehmers als 
Leasingrate hinzuzurechnen sind. Geklagt hatte eine 
GmbH, deren Unternehmensgegenstand das Leasing, 
die Vermietung und der Handel mit Fahrzeugen war. Sie 
hatte 2011 und 2012 als Leasingnehmerin diverse Lea-
singverträge über Kfz abgeschlossen. Nach den Verträ-
gen war sie auch zur Übernahme von Wartungsgebühren 
verpflichtet. Das Finanzamt stufte diese Gebühren im 
Zuge einer Außenprüfung als Teil der Leasingraten ein 
und rechnete sie daher prozentual dem Gewinn aus Ge-
werbebetrieb hinzu. Das Unternehmen klagte gegen 
diese gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung, erhielt 
jedoch vom BFH eine Absage. 

Der BFH hat entschieden, dass der Begriff der Leasing-
raten wirtschaftlich zu verstehen ist. Wartungsgebüh-
ren müssen nach dem Zivilrecht grundsätzlich vom Lea-
singgeber getragen werden, weil er die Leasingsache 
während der Mietzeit in einem geeigneten Zustand er-
halten muss. Er darf die Kosten aber - wie im Urteilsfall 
geschehen - auf den Leasingnehmer abwälzen. Anders 
als die Kläger meinten, beschränkt sich die Höhe der 
Leasingrate im Ergebnis nicht auf die eigentliche Annu-
ität und die Verwaltungskosten. Auch die Wartungsge-
bühren werden erfasst, weil sie wirtschaftlich gesehen 
einen Teil des Entgelts darstellen, das der Leasingneh-
mer für den Gebrauch entrichtet. 
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Betriebsübergang  

Vorweggenommene Ausgaben sind  
gewerbesteuerlich nicht abziehbar 

Bei Einzelgewerbetreibenden und Personengesellschaf-
ten beginnt die Gewerbesteuerpflicht erst mit Beginn der 
„werbenden“ Tätigkeit. Maßgebend ist also, wann sich 
das Unternehmen mit eigenen gewerblichen Leistungen 
am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr beteiligen 
kann. Bei einem Handelsunternehmen ist entscheidend, 
wann das Ladenlokal eröffnet worden ist. Bei herstellen-
den Betrieben kommt es auf den Beginn der Produktion 
an. Aufwendungen vor der Betriebseröffnung (z.B. Kos-
ten für die Anmietung eines Geschäftslokals, Ankauf 
von Betriebsgrundlagen) sind daher gewerbesteuerlich 
nicht abziehbar. 

Hinweis: Dagegen lassen sich bei der Einkommens-
teuer auch vorweggenommene Betriebsausgaben ab-
ziehen, so dass der gewerbesteuerliche Ertrag und 
der einkommensteuerpflichtige Gewinn in der Grün-
dungsphase auseinanderfallen können. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass vor 
der Betriebseröffnung entstandene Betriebsausgaben 
auch dann gewerbesteuerlich unbeachtlich sind, wenn 
ein Gewerbebetrieb im Ganzen übernommen wird. Im 
Streitfall hatte ein Imbissbetreiber geklagt, der seinen 
Betrieb samt Inventar zum 01.12.2017 von der bisheri-
gen Betreiberin gepachtet hatte. Im Dezember 2017 ließ 
er den Imbiss geschlossen, um ihn umfassend zu reno-
vieren. Im Januar 2018 öffnete er den Imbiss schließlich 
für die Gäste. 

Das Finanzamt erkannte die 2017 entstandenen Reno-
vierungskosten gewerbesteuerlich nicht an. Es war der 
Ansicht, dass die Gewerbesteuerpflicht erst ab Januar 
2018 eingetreten war und die Renovierung eine gewer-
besteuerrechtlich unbeachtliche Vorbereitungshandlung 
darstellt. Der Imbissbetreiber war dagegen der Auffas-
sung, dass er nur einen bestehenden Gewerbebetrieb 
übernommen habe und sich der Steuergegenstand durch 
den Betriebsübergang nicht verändert habe. 

Der BFH hat die Klage des Betreibers jedoch abgewie-
sen. Der Imbissbetrieb war erst mit der Eröffnung für die 
Kundschaft im Januar 2018 als Steuergegenstand des 
Gewerbesteuerrechts anzusehen, so dass vorher entstan-
dene Ausgaben nicht zu berücksichtigen waren. Uner-
heblich war, dass ein Gewerbebetrieb im Ganzen auf 
einen anderen Unternehmer übergegangen ist. Zwar re-
gelt das Gewerbesteuergesetz, dass ein Gewerbebetrieb 
bei einem Übergang im Ganzen beim „neuen“ Unter-
nehmer als neu gegründet gilt, wenn er nicht mit einem 
anderen bestehenden Gewerbebetrieb vereinigt wird. 
Die Regelungen definieren aber keinen Zeitpunkt für die 
anzunehmende Betriebseröffnung, so dass die allgemei-
nen Grundsätze für noch nicht eröffnete Gewerbebe-
triebe anwendbar bleiben. 

Eigenverbrauch  

Neue Pauschbeträge für Sachentnahmen 2023 
bekanntgegeben 

Das Bundesfinanzministerium hat die im Jahr 2023 gel-
tenden Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben 
(Sachentnahmen) bekanntgegeben. 

Wer zum Beispiel eine Gaststätte, Bäckerei oder 
Metzgerei betreibt, entnimmt gelegentlich Waren für 
den Privatgebrauch. Diese Entnahmen sind als Betriebs-
einnahmen zu erfassen. Da es vielen Unternehmern zu 
aufwendig ist, alle Warenentnahmen gesondert aufzu-
zeichnen, kann in diesem Fall auf die Pauschbeträge zu-
rückgegriffen werden. Die pauschalen Werte berück-
sichtigen im jeweiligen Gewerbezweig das übliche Wa-
rensortiment. Der Eigenverbrauch muss auch umsatz-
steuerlich erfasst werden. 

Hinweis: Wir informieren Sie gerne über die Vor-
teile einer pauschalen Erfassung von Warenentnah-
men für den Privatbedarf. 

3. ... für GmbH-Geschäftsführer 

Haftung  

Geschäftsführer kann sich nicht auf eigene  
Unfähigkeit berufen 

„Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts.“ Wenn diese 
Redewendung auf einen GmbH-Geschäftsführer zu-
trifft, schützt ihn das nach einem aktuellen Beschluss 
des Bundesfinanzhofs (BFH) nicht vor einer Haftungs-
inanspruchnahme. 

Der Kläger war von seinem Sohn als alleiniger Ge-
schäftsführer einer GmbH eingesetzt worden. Der Sohn 
selbst war faktischer Geschäftsführer und zog im Hin-
tergrund die Fäden. Prüfungen der Steuerfahndung 
deckten später auf, dass die GmbH zahlreiche Schein-
rechnungen und beleglose Buchungen in ihre Buchfüh-
rung eingestellt hatte. Tatsächlich lagen diesen Vorgän-
gen allerdings keine Leistungen zugrunde. Nachdem 
über das Vermögen der GmbH das Insolvenzverfahren 
eröffnet worden war, nahm das Finanzamt den Vater als 
Geschäftsführer für die Steuerschulden der GmbH in 
Haftung. Hiergegen wandte dieser ein, dass er aufgrund 
seines fortgeschrittenen Alters und seiner persönlichen 
Fähigkeiten gar nicht in der Lage gewesen sei, die Ge-
schäftsvorfälle in der Firmen-EDV nachzuvollziehen. 

Der BFH hat jedoch bestätigt, dass die Haftungsinan-
spruchnahme gerechtfertigt war. GmbH-Geschäftsfüh-
rer haften für Steuerschulden ihrer Gesellschaft, soweit 
die Steuern infolge vorsätzlicher oder grob fahrlässi-
ger Verletzung der ihnen auferlegten Pflichten nicht o-
der nicht rechtzeitig festgesetzt werden. Sie haben die 
Pflicht, Steuererklärungen vollständig, richtig und 
rechtzeitig abzugeben und unzutreffende Erklärungen 
unverzüglich zu berichtigen. Diese Pflicht hatte der Ge-
schäftsführer verletzt, weil er die Steuererklärungen der 
GmbH entweder gar nicht oder in unzutreffender Form 
abgegeben hatte. 

Er hatte überdies auch schuldhaft gehandelt. Denn er 
war verpflichtet gewesen, sich ständig eingehend über 
den Geschäftsgang der GmbH zu unterrichten, so dass 
ihm das Fehlverhalten beauftragter Dritter rechtzeitig 
hätte auffallen müssen.  
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Werden zur Pflichterfüllung (hier: zur Buchführung) 
herangezogene Personen mangelhaft überwacht, liegt 
regelmäßig eine grob fahrlässige Pflichtverletzung 
(Überwachungsverschulden) vor. Unerheblich war 
laut BFH, dass der Vater nicht in der Lage gewesen war, 
die EDV der Firma zu bedienen. Niemand könne sich 
auf das eigene Unvermögen berufen, den Aufgaben ei-
nes Geschäftsführers nachzukommen. Wer den Anfor-
derungen an einen gewissenhaften Geschäftsführer nicht 
entsprechen kann, darf eine solche Position einfach 
nicht übernehmen. 

Luxusfahrzeuge  

Kein Vorsteuerabzug bei bloßer  
Sammlertätigkeit 

Hochpreisige Fahrzeuge lassen nicht nur die Herzen von 
Autoliebhabern höherschlagen, sie können als Sammler-
stücke bei guter Pflege auch eine lukrative Geldanlage 
sein. Wer sich als Unternehmer ein solches Luxusfahr-
zeug als Wertanlage anschafft, hat nach einem neuen 
Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) jedoch geringe 
Chancen auf einen Vorsteuerabzug. 

Die Klägerin ist eine geschäftsführende Komplementär-
GmbH. Sie hatte gegen eine Haftungsvergütung steuer-
pflichtige Leistungen der Geschäftsführung und die 
Haftungsübernahme für eine KG erbracht und war damit 
umsatzsteuerlich Unternehmerin. Im Jahr 2015 erwarb 
die GmbH zwei Luxusfahrzeuge zu Bruttopreisen von 
380.000 € sowie 150.000 € und machte den Vorsteuer-
abzug geltend. Die Fahrzeuge waren verschlossen, ab-
gedeckt und nicht zugelassen in einer Halle abgestellt 
worden. Der BFH hat den Vorsteuerabzug aus den An-
schaffungskosten versagt. Bei einem gelegentlichen 
Pkw-Kauf und einer andersartigen Haupttätigkeit 
kann ein Unternehmer die Vorsteuer nur dann abziehen, 
wenn damit  

 entweder eine wirtschaftliche Tätigkeit begründet 
wird oder 

 die wirtschaftliche Haupttätigkeit des Unterneh-
mers unmittelbar, dauernd und notwendig erweitert 
wird.  

Beides traf hier nicht zu. Die bloße Wiederverkaufsab-
sicht bei Anschaffung eines Pkw kann keine eigenstän-
dige wirtschaftliche Tätigkeit begründen, weil damit 
kein unternehmerisches Verhalten zu Tage tritt. Die Ein-
lagerung nicht angemeldeter Fahrzeuge spricht für deren 
Behandlung als Sammlerstücke. Autosammler sind im 
Regelfall keine Unternehmer. Anhaltspunkte dafür, dass 
die Klägerin als Autohändlerin agiert hätte bzw. die 
Fahrzeuge unternehmerisch verwenden wollte, gab es 
nicht. Die Haupttätigkeit wurde durch den Fahrzeugkauf 
nicht erweitert, da der Kauf sich nicht von einem priva-
ten Erwerb eines Vermögenswerts durch einen Sammler 
unterschieden hatte. 

4. ... für Arbeitgeber und  
Arbeitnehmer 

Inflationsausgleichsprämie  

Bis zu 3.000 € bleiben weiterhin steuer-  
und sozialabgabenfrei 

Arbeitgeber können ihren Beschäftigten auch in diesem 
Jahr und noch bis Ende 2024 eine steuer- und sozialab-
gabenfreie Inflationsausgleichsprämie von bis zu 
3.000 € (für alle Jahre in Summe) auszahlen. Entschei-
dend ist, dass die Prämie den Beschäftigten zwischen 
dem 26.10.2022 und dem 31.12.2024 zufließt. 

Das Bundesfinanzministerium gibt in einem FAQ-Kata-
log Antworten auf wichtige Fragen in Zusammenhang 
mit dieser Prämie. Demnach gilt: 

 Empfängerkreis: Die Prämie darf nur an Arbeitneh-
mer im steuerlichen Sinne ausgezahlt werden (z.B. 
an Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigte, Minijobber, 
Aushilfskräfte, Auszubildende und Arbeitnehmer in 
Kurzarbeit oder Elternzeit). Als Empfänger begüns-
tigt sind auch Arbeitnehmer in Altersteilzeit, Bezie-
her von Vorruhestandsgeld und Versorgungsemp-
fänger. Seit wann und wie lange ein Arbeitsverhält-
nis besteht, ist unerheblich. Gezahlte Prämien sind 
auch bei Arbeitsverhältnissen zwischen nahestehen-
den Personen steuer- und abgabenfrei, wenn die Ar-
beitsverhältnisse und die Prämienauszahlungen 
fremdüblich sind. 

 Zweckbindung: Die Prämie muss zum Ausgleich 
der gestiegenen Verbraucherpreise gewährt werden. 
Hierfür genügt es, wenn sich dieser Zusammenhang 
aus der Bezeichnung „Inflationsausgleichsprämie“ 
(z.B. auf den Gehaltsabrechnungen) ergibt. Eine ge-
sonderte schriftliche Vereinbarung zwischen den Ar-
beitsparteien ist nicht erforderlich. 

 Mehrere Dienstverhältnisse: Die Prämie darf je 
Dienstverhältnis nur einmal gewährt werden. Hat ein 
Arbeitnehmer mehrere Dienstverhältnisse, darf die 
Inflationsausgleichsprämie hingegen mehrfach be-
zogen werden. 

 Auszahlung von Teilbeträgen: Hat ein Arbeitneh-
mer die Prämie bereits im Jahr 2023 erhalten, darf er 
sie 2024 nicht erneut beziehen. Zulässig ist es aber, 
den Betrag von 3.000 € in mehreren Teilbeträgen 
auszuzahlen (z.B. jeweils 1.500 € über zwei Jahre). 
Geht aber beispielsweise eine Prämienzahlung für 
Dezember 2024 erst im Januar 2025 auf dem Konto 
des Arbeitnehmers ein, wird sie lohnsteuer- und so-
zialabgabenpflichtig. 

 Keine Lohnumwandlung: Die Prämie muss in je-
dem Fall zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt werden, um steuer- und sozialab-
gabenfrei zu sein. Der Arbeitgeber darf also nicht 
den regulären Lohn des Arbeitnehmers herabsetzen 
und die Minderung dann im Anschluss als steuer- 
und abgabenfreie Inflationsausgleichsprämie aus-
zahlen. Erlaubt ist es aber, dass der Arbeitgeber eine 
freiwillige Sonderzahlung aussetzt, die er ansonsten 
regelmäßig gewährt, und dass er stattdessen eine In-
flationsausgleichsprämie zahlt. 
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Steuersparmodell  

Nutzung betrieblicher Smartphones  
nach Besitzerwechsel steuerfrei 

Von jedem Euro einer Gehaltserhöhung geht oft mehr 
als die Hälfte für Steuern und Sozialabgaben ab. Diese 
erheblichen Abzüge können Arbeitsparteien vermeiden, 
indem sie steuerbegünstigte oder steuerfreie Gehaltsbe-
standteile vereinbaren. Eine Möglichkeit: Vorteile, die 
einem Arbeitnehmer aus der privaten Nutzung von be-
trieblichen Datenverarbeitungs- oder Telekommuni-
kationseinrichtungen (Smartphones, Tablets, PCs, 
Laptops) erwachsen, sind steuerfrei. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun eine interessante 
Steuergestaltungsmöglichkeit abgesegnet: Im Urteils-
fall hatten die Arbeitnehmer ihre privaten Handys zu-
nächst für einen symbolischen Preis von 1 € bis 6 € an 
ihren Arbeitgeber verkauft. Dieser stellte den Arbeitneh-
mern die Geräte anschließend wieder als betriebliche 
Telekommunikationsgeräte für die private und dienstli-
che Nutzung zur Verfügung. Er übernahm die Kosten 
der laufenden Mobilfunkverträge der Arbeitnehmer (ge-
deckelter Höchstbetrag nach ergänzender Vereinbarung 
zum Arbeitsvertrag). Die Kostenübernahme erstreckte 
sich auch auf den Aufwand für Wartung und Reparatu-
ren. Die Überlassung der Geräte war an das Bestehen 
des Arbeitsverhältnisses geknüpft. 

Das Finanzamt beurteilte den vorherigen Ankauf der 
privaten Handys als steuerlichen Gestaltungsmiss-
brauch. Die Kostenerstattung führe daher zu steuer-
pflichtigem Arbeitslohn. Der BFH hat jedoch entschie-
den, dass die Kostenübernahme durch den Arbeitgeber 
steuerfrei zu belassen war. Die Handys waren durch den 
Verkauf an den Arbeitgeber betriebliche Telekommuni-
kationsgeräte, da der Arbeitgeber deren zivilrechtlicher 
Eigentümer geworden war. Die Handys waren den Ar-
beitnehmern auch nicht aufgrund einer Sonderrechtsbe-
ziehung weiterhin zuzurechnen. Entscheidend war, dass 
die Handys nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses an 
den Arbeitgeber herauszugeben waren. Letzterer trug als 
Eigentümer auch das Risiko, dass die Geräte beschädigt 
wurden oder „untergingen“. Den Arbeitnehmern war der 
Gebrauch der Geräte nur während des aktiven Arbeits-
verhältnisses gestattet. 

Laut BFH bestanden keine Anzeichen für ein unwirksa-
mes Scheingeschäft. Zwischen den Vertragspartnern 
hatte Einigkeit über den Eigentumsübergang bestanden. 
Ferner lag kein Missbrauch von rechtlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten vor. Der niedrige Kaufpreis der Ge-
räte vermochte einen solchen Missbrauch nach Auffas-
sung des BFH nicht zu begründen. 

Firmenwagen  

Geschätzte Treibstoffkosten  
schließen Fahrtenbuchmethode aus 

Die Fahrtenbuchmethode erfordert einen Belegnach-
weis der Gesamtkosten des Kfz. Wird ein Dienstwagen 
an einer betrieblichen Zapfsäule des Arbeitgebers be-
tankt, die weder die abgegebene Treibstoffmenge noch 
den Preis anzeigt, darf der private Nutzungsvorteil für 

den Dienstwagen daher nicht nach der Fahrtenbuchme-
thode ermittelt werden. Das geht aus einem neuen Urteil 
des Bundesfinanzhofs hervor.  

5. ... für Hausbesitzer 

Mietwohnungsneubau  

Sonderabschreibung von 5 % pro Jahr wieder 
eingeführt 

Um den Neubau von Mietwohnungen zu fördern, hatte 
der Gesetzgeber bereits im Jahr 2019 eine Sonderab-
schreibung von bis zu 5 % pro Jahr eingeführt, die für 
die ersten vier Jahre ab Fertigstellung neben der regulä-
ren Abschreibung beansprucht werden konnte. Diese 
Förderung galt aber nur, wenn der Bauantrag in den 
Jahren 2019 bis 2021 gestellt bzw. die Bauanzeige in 
diesem Zeitraum getätigt wurde. Mit Beginn des Jah-
res 2022 war für Neubauprojekte somit keine Sonderab-
schreibung mehr möglich. 

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der Gesetzgeber 
die Sonderabschreibung in modifizierter Form wieder 
eingeführt und an die Einhaltung bestimmter Gebäu-
deeffizienzvorgaben gekoppelt. Die neuen Förderrege-
lungen gelten für Baumaßnahmen, bei denen der Bauan-
trag in den Jahren 2023 bis 2026 gestellt oder eine Bau-
anzeige in diesem Zeitraum getätigt wurde. Wie bei der 
Vorgängerregelung darf in den ersten vier Jahren neben 
der regulären Abschreibung eine Sonderabschreibung 
von 5 % pro Jahr abgezogen werden. Die neu errichtete 
Wohnung muss dafür in einem Gebäude liegen, das die 
Kriterien für ein „Effizienzhaus 40“ mit Nachhaltig-
keitsklasse/Effizienzgebäude-Stufe 40 erfüllt. Dies 
muss durch das „Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude“ 
(QNG) nachgewiesen werden. 

Die Anschaffungs- und Herstellungskosten dürfen zu-
dem 4.800 € pro qm Wohnfläche nicht übersteigen. In 
der früheren Regelung lag diese Baukostenobergrenze 
noch bei 3.000 €. Als Bemessungsgrundlage für die 
Sonderabschreibung dürfen maximal 2.500 € pro qm 
Wohnfläche angesetzt werden (damals 2.000 €). 

Hinweis: Die Baukostenobergrenze (4.800 €) ist 
nicht mit der Förderhöchstgrenze (2.500 €) zu ver-
wechseln, denn Erstere entscheidet über das „Ob“ 
der Förderung, während Letztere nur die Höhe der 
Abschreibung deckelt. 

Nutzungsdauer  

Wann eine schnellere Abschreibung  
von Immobilien möglich ist 

Ab 2023 fertiggestellte vermietete Immobilien im Pri-
vatvermögen können mit jährlich 3 % abgeschrieben 
werden (lineare Absetzung für Abnutzung, kurz AfA). 
Bei Fertigstellung vor 2023 gilt ein AfA-Satz von 2 %. 
Gebäude mit Baujahren vor 1925 lassen sich mit 2,5 % 
abschreiben. 
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Hinweis: Für nicht zu Wohnzwecken genutzte Im-
mobilien im Betriebsvermögen gilt für Baujahre ab 
1985 einheitlich ein AfA-Satz von 3 % (bei Baube-
ginn oder Kauf vor 2001: 4 %). 

Gesetzlich wird - je nach Fallgestaltung - eine typisierte 
Nutzungsdauer eines Gebäudes von 25, 33, 40 oder 50 
Jahren angenommen. Die festen AfA-Sätze sind unab-
hängig vom tatsächlichen Alter des Gebäudes anzu- 

wenden. Sie gelten auch für erworbene Bestandsimmo-
bilien. In engen Grenzen haben Immobilieneigentümer 
aber die Möglichkeit, von den typisierten AfA-Sätzen 
abzuweichen und eine kürzere tatsächliche Nutzungs-
dauer nachzuweisen, so dass sich die Abschreibung be-
schleunigen lässt. Aus dem Nachweis müssen sich 
Rückschlüsse auf die maßgeblichen Faktoren für die 
verkürzte Nutzungsdauer ergeben (z.B. technischer Ver-
schleiß, wirtschaftliche Entwertung der Immobilie, 
rechtliche Nutzungsbeschränkungen). Das Bundesfi-
nanzministerium hat nun dargelegt, wann die Finanzäm-
ter eine verkürzte Nutzungsdauer akzeptieren: 

 Es bedarf einer konkreten Rechtfertigung für eine 
verkürzte tatsächliche Nutzungsdauer. Der Eigentü-
mer muss darlegen, dass das Gebäude vor Ablauf der 
typisierten Zeiträume bereits technisch oder wirt-
schaftlich verbraucht ist. 

 Eine verkürzte Nutzungsdauer kann zum Beispiel 
anzuerkennen sein, wenn der Eigentümer bereits 
zum Abbruch des Gebäudes verpflichtet ist. 

 Für besondere Betriebsgebäude (z.B. Hallen in 
Leichtbauweise) kann sich eine verkürzte Nutzungs-
dauer bereits aus den amtlichen AfA-Tabellen erge-
ben. Das Gleiche gilt für Gebäudeteile, die selbstän-
dige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind (z.B. La-
deneinbauten). 

 Für Mietereinbauten kann eine verkürzte Nutzungs-
dauer aus der begrenzten Mietdauer hergeleitet wer-
den. 

 Die tatsächliche Nutzungsdauer wird auch durch den 
technischen Verschleiß beeinflusst. Hierfür ist etwa 
zu beurteilen, inwieweit die Tragstruktur des Bau-
werks (insbesondere Wände und Dach) die Nut-
zungsfähigkeit des Gebäudes beschränkt. 

 Zum Nachweis einer verkürzten Nutzungsdauer 
muss ein Gutachten eines öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen für die Bewertung von 
(un-)bebauten Grundstücken oder einer Person vor-
gelegt werden, die als Sachverständiger oder Gut-
achter entsprechend akkreditiert ist. 

Sanierung  

Vermieter kann Mieterabfindung  
sofort als Werbungskosten absetzen 

Wenn ein Mietobjekt umfassend saniert werden soll, 
bieten Vermieter ihren Mietern mitunter Abfindungen 
für die vorzeitige Kündigung des Mietvertrags und die 
Räumung der Wohnung an. Nach einem Urteil des Bun-

desfinanzhofs (BFH) dürfen Vermieter gezahlte Mieter-
abfindungen sofort als Werbungskosten abziehen. Im 
Streitfall hatte eine Vermietungsgesellschaft ein vermie-
tetes Mehrfamilienhaus (Baudenkmal) gekauft und den 
Mietern vor der Sanierung 35.000 € für deren Auszug 
gezahlt. Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Abfin-
dungen zusammen mit den Sanierungskosten zu den an-
schaffungsnahen Herstellungskosten gehören. Sie dürf-
ten daher nur über die Gebäudeabschreibung steuer-
lich geltend gemacht werden. 

Der BFH hat dagegen einen Sofortabzug der Abfindun-
gen bei den Vermietungseinkünften zugelassen. Zu den 
anschaffungsnahen Herstellungskosten können nur 
Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen zäh-
len, somit nur bauliche Maßnahmen am Gebäude. Dies 
ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des Gesetzes („In-
standsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen“). 
Mieterabfindungen gehören nicht zu den baulichen 
Maßnahmen. Die Entmietung ist kein Teil der Instand-
setzung oder Modernisierung der Gebäudesubstanz. Un-
erheblich war für den BFH, dass zwischen den Abfin-
dungen und der Sanierung ein Veranlassungszusam-
menhang bestanden hatte. 

Gestaltung  

Rechtzeitige Planung sichert steuerschonenden 
Vermögensübergang 

Viele Menschen scheuen sich vor einer frühzeitigen 
Übertragung ihres Vermögens auf die nächste Genera-
tion, wenngleich dies steuerlich oft schon zu Lebzeiten 
sinnvoll ist. Die Steuerberaterkammer Stuttgart hat di-
verse Möglichkeiten für einen steueroptimierten Vermö-
gensübergang zusammengestellt. Danach gilt: 

 Freibeträge: Durch verschiedene Freibeträge, die 
alle zehn Jahre neu gewährt werden, lässt sich der 
Erbschaft- und Schenkungsteuerzugriff vermeiden 
oder senken. Wer also frühzeitig beginnt, Vermögen 
zu übertragen, kann diese Beträge mehrmals aus-
schöpfen. Eheleute dürfen sich alle zehn Jahre 
500.000 € steuerfrei schenken und ein Kind darf im 
Zehnjahresturnus sogar 400.000 € von jedem Eltern-
teil steuerfrei erhalten. Handlungsbedarf für eine 
vorweggenommene Erbfolge besteht also insbeson-
dere bei Vermögen oberhalb der Freibeträge und bei 
Übertragungen zwischen entfernten Verwandten o-
der Nichtverwandten. 

 Nießbrauchsvorbehalt: Wenn Immobilien zu Leb-
zeiten an die künftigen Erben verschenkt werden, 
kann sich der Schenker ein Nießbrauchsrecht vorbe-
halten. Dadurch kann er die verschenkte Immobilie 
weiter nutzen oder vermieten, wobei ihm weiterhin 
die Mieteinnahmen zustehen. 

 Steuerfreies Familienheim: Bewohnt ein Erbe eine 
Nachlassimmobilie selbst für mindestens zehn Jahre 
nach der Erbschaft, fällt keine Erbschaftsteuer an. 
Allerdings muss er innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Erbanfall in die Immobilie einziehen und 
darf sie während der Zehnjahresfrist weder verkau-
fen noch vermieten oder verpachten. Bei Kindern ist 
die Steuerbefreiung auf eine Immobilie mit einer 
Wohnfläche von 200 qm begrenzt. 
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 Erbausschlagung: Unter Umständen ist es vorteil-
haft, ein Erbe auszuschlagen. Das gilt nicht nur, 
wenn das Erbe aus Schulden besteht, sondern auch, 
wenn es so hoch ist, dass die persönlichen Freibe-
träge deutlich überschritten werden. Schlägt zum 
Beispiel ein als Alleinerbe eingesetzter Ehegatte die 
Erbschaft zugunsten der gemeinsamen Kinder aus, 
verteilt sich das Erbe auf mehrere Personen, so dass 
jede von ihnen ihre Freibeträge nutzen kann. 

 Pflichtteilsansprüche: Durch Schenkungen zu Leb-
zeiten wird in der Regel das Vermögen im Todesfall 
gemindert. Dies hat Auswirkungen auf den Pflicht-
teil, den Enterbte geltend machen können. Daher 
zählen Schenkungen, die in den letzten zehn Jahren 
vor dem Tod veranlasst wurden, zum Nachlass und 
erhöhen damit den Pflichtteilsanspruch. 

Hinweis: Um alle steuerlichen Gestaltungsmöglich-
keiten zu nutzen, ist professioneller Rat empfehlens-
wert. Vor allem bei Immobilien und Betrieben soll-
ten Sie uns in Ihre Überlegungen einbeziehen. 

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. 

Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 


